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»Mehr Berater als Beamte«?

Eine empirische Analyse zur externen Beratung der
Bundesministerien

Einleitung

Politikberatung ist ein seit Jahrzehnten intensiv beforschtes Thema. Die dabei
aufgeworfenen Fragen waren meist sozialwissenschaftlich inspiriert und galten
dem Verhältnis zwischen Politik und Wissenschaft, der Ausdifferenzierung unter-
schiedlicher Beratungsformate oder den Besonderheiten einzelner Politikfelder.
Im Unterschied zum breiteren Begriff der Expertise, der stark auf die Konstituti-
onsbedingungen von Wissen abhebt, wird Politikberatung eher institutionenorien-
tiert verstanden1 und verfügt über eine klare Adressatenperspektive. Die daraus
resultierende Nähe zum politischen Prozess prägt die wissenschaftliche wie auch
die öffentliche Wahrnehmung. Die Praxis der Politikberatung erfährt seit Beginn
der 2000er Jahre in der Öffentlichkeit eine zunehmend kritische Bewertung,
die von der Beobachtung getrieben wird, dass auch Anwaltskanzleien, Unterneh-
mensberatungen und Public Affairs-Agenturen in der Politikberatung aktiv sind.
Überschriften wie »mehr Berater als Beamte«2 oder »Bundesregierung trickst bei
Beraterkosten«3 werfen regelmäßig Fragen nach den angemessenen Kosten, dem
externen Einfluss auf politische Entscheidungen oder einem drohenden Kontroll-
verlust über das Regierungshandeln auf.

Trotz der Welle an Publikationen, die von der Ausdifferenzierung und der
wachsenden Prominenz von Politikberatung ausgelöst wurde4, tut sich eine nicht
unerhebliche Forschungs- und Wissenslücke auf: Erstens wird die lange dominie-
rende Annahme, dass wissenschaftliche Expertise den Kern der Politikberatung
bildet5, durch eine Begriffsverwendung überlagert, in der so ziemlich jede Dienst-
leistung als Politikberatung gilt.6 Zweitens beruhen die an Bundesregierungen
verschiedener Couleur adressierten Vorwürfe, die von der Verschwendung von
Steuergeld, über die Billigung oder gar Unterstützung eines versteckten Lobbyis-

1.

 
1 Bogner 2007, S. 332.

2 Das Zitat entstammt einer Zeugenaussage vor dem 2. Untersuchungsausschuss des Bun-
destages (»Pkw-Maut«), der zufolge im Verkehrsministerium »ab 2015 lediglich drei
Personen mit der Einführung der Pkw-Maut beschäftigt (waren), während gleichzeitig
etwa 30 externe Beratende dafür tätig gewesen seien« (heute im bundestag, 2020).

3 Der Spiegel 2020, S. 262.

4 Vgl. Bröchler, Schützeichel 2008; Falk et al. 2019; Lamping et al. 2011; Weingart,
Lentsch 2008.

5 Vgl. Dreitzel 1966; Mai 1999; Mayer, Görgen 1979.

6 Vgl. Heinze 2020; Siefken 2010a.
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mus, bis hin zur Aushöhlung staatlicher Handlungsfähigkeit reichen7, auf einer
schwachen Datenbasis. Auch die sozialwissenschaftliche Forschung hat bisher
kaum Versuche einer Quantifizierung unternommen. Da sich die Literatur stark
auf die Angebotsseite konzentriert, ist drittens wenig darüber bekannt, warum
und in welchem Umfang Politikberatung beziehungsweise andere Dienstleistungen
durch die Regierung in Anspruch genommen werden. Dadurch sind Spekulatio-
nen über die Bedeutung von Politikberatung Tür und Tor geöffnet, die bereits mit
der Urheberschaft beginnen. Obwohl es ›Politikberatung‹ heißt, werden Bera-
tungsleistungen nicht primär von der ›Politik‹ beauftragt und in Anspruch genom-
men, sondern häufig von der Verwaltung, die Gesetze beziehungsweise politische
Programme formuliert, bevor Regierung und Parlament darüber entscheiden. Da-
rüber hinaus muss zwischen den »in-house« von Ministerialverwaltung und nach-
geordneten Behörden erbrachten Beratungsleistungen8 einerseits und der Politik-
beratung beziehungsweise Dienstleistung durch Externe andererseits unterschie-
den werden. Wir konzentrieren uns auf Letztere, da nur die externe Politikbera-
tung Gegenstand jener Kritik ist, die Anlass für die vorliegende Analyse bildet.

Vor diesem Hintergrund wollen wir einen empirischen Beitrag leisten, um die
eben beschriebenen Forschungs- und Wissenslücken zu reduzieren. Nachfolgend
werden daher erstens auf Basis bislang kaum genutzter Daten der Umfang sowie
die Inhalte von Beratungsleistungen erhoben. Die Ergebnisse erlauben es zweitens
in Kombination mit einer Befragung der Ministerialverwaltung nach den Anläs-
sen für die Inanspruchnahme von externen Dienstleistungen beziehungsweise von
›Beratungsleistungen‹ zu fragen. Im Ergebnis können wir nicht nur zeigen, dass
der Anteil der »klassischen«, meist wissenschaftlichen Politikberatung gegenüber
anderen, häufig technischen Dienstleistungen abnimmt, sondern auch, dass die
Inanspruchnahme externer Beratung keinem generellen Muster folgt, sondern in
ressortspezifischen Eigenheiten, vor allem der öffentlichen Sichtbarkeit einzelner
Themen begründet ist. Zu diesen Ergebnissen gelangen wir in fünf Schritten.
Erstens wird die Entwicklung von der weitgehend unstrittigen Politikberatung zur
umstrittenen Expertise nachgezeichnet (Abschnitt 2). Es schließt sich ein knapper
Abriss der Forschung an (Abschnitt 3). Drittens wird die Datengrundlage für
die quantitative Erhebung der Inanspruchnahme externer Dienstleistungen durch
die Bundesministerien erläutert (Abschnitt 4). In Abschnitt 5 werden dann die
Kategorien externer Dienstleistungen vorgestellt sowie Art und Umfang dieser
ermittelt und die Anlässe für deren Inanspruchnahme analysiert. Den Abschluss
bildet die Zusammenfassung der drei zentralen empirischen Befunde.

Von der wissenschaftlichen Politikberatung zur »Beraterrepublik«

Der von der Bundesregierung in Anspruch genommene Sachverstand ließ sich
bis in die 1980er Jahre noch als spezifische Form der Informationsbeschaffung be-

2.

 
7 Vgl. zuletzt Bundesregierung 2019; Der Spiegel 2019; Wirtschaftswoche 2019.

8 Böcher 2012; Hustedt, Salomonsen 2013.
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trachten9, die weder Legitimations- noch Wirtschaftlichkeitsfragen aufwarf. Das
änderte sich mit dem Aufstieg des Umweltschutzes, der nicht nur neue Risiko-
kategorien, und damit Konfliktstoff, in die Gesetzgebung hineintransportierte10,
sondern auch von einem spürbaren Verwissenschaftlichungsschub begleitet war.
Insbesondere die regierungsamtliche Expertise geriet dadurch in den Sog der
»Verwissenschaftlichung des Protests gegen Wissenschaft«.11 Die von Beck für
die 1980er Jahre konstatierte Gleichzeitigkeit von Wissenschaftsexpansion und
wachsender Wissenschaftsskepsis12 erfuhr unter der rot-grünen Koalition nicht
nur eine Bestätigung, sondern sogar eine Verschärfung. Die öffentlichkeitswirksa-
me Nutzung nicht nur wissenschaftlicher Expertise in Gestalt von Kommissionen
wie der Hartz- oder der Rürup-Kommission oder dem Nationalen Ethikrat ließ
zunächst Befürchtungen vor einer drohenden »Räte-Republik«13 oder gar einer
Entparlamentarisierung aufkommen. Diese Bedenken sind zwar rasch verklungen,
geblieben ist hingegen ein sowohl in der Praxis als auch ein in der öffentlichen
Wahrnehmung gewandelter Umgang mit Politikberatung.

Dem voran ging 2001 mit der BSE-Krise ein erster Schock, der die Glaubwür-
digkeit wissenschaftlicher Expertise beschädigte, zwei Bundesministern das Amt
kostete und im Zuge der darauffolgenden »Agrarwende« zu einer kompletten Re-
organisation des agrarpolitischen Beratungswesens führte.14 Wenig später wandte
sich die Regierung Gerhard Schröders dann auch proaktiv und medial vernehm-
bar von etablierten Beratungsarrangements ab. Insbesondere für die Wirtschafts-
politik, so ein damaliger Staatsekretär im Bundesministerium für Wirtschaft (und
Soziales), würden Unternehmensberatungen schneller und problemorientierter ar-
beiten als traditionelle Beratungsgremien.15 Die große Koalition folgte diesem
Kurs und entschied 2007, dass das seit den 1950er Jahren stabile Kartell der
Wirtschaftsforschungsinstitute, die die halbjährliche Gemeinschaftsdiagnose zur
Konjunkturentwicklung erstellen, durch eine europaweite Ausschreibung aufge-
löst werden soll.16

Auch wenn Weingart und Lentsch17 darin keine unmittelbare Krisenreaktion
sehen, deutet die Einsetzung der Arbeitsgruppe »Leitlinien gute wissenschaftliche
Politikberatung« durch die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaf-
ten im Jahr 2004 darauf hin, dass auf Seiten der Wissenschaft durchaus die
Notwendigkeit gesehen wurde, drohender oder bereits manifester Kritik mit Hilfe

 
9 Badura, Waltz 1980; Mayntz, Scharpf 1975, S. 133.

10 Steinberg 1998, S. 21-22, 74-182.

11 Beck 1986, S. 262.

12 Vgl. ebd., S. 254-278.

13 Heinze 2002.

14 Vgl. Weingart, Lentsch 2008, S. 67-68, 168.

15 Vgl. Süddeutsche Zeitung 2003.

16 Koppo, Schölzel 2009, S. 97-101.

17 Weingart, Lentsch 2008, S. 15-16.
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formaler Qualitätsstandards entgegenzutreten. Das hier interessierende Problem
beschränkt sich aber nicht darauf, dass Politikberatung kritisch betrachtet wird,
sondern dass neben der etablierten Gremienstruktur die anlassbezogene Politikbe-
ratung an Gewicht gewonnen hat, die sich als fluider, schwer überschaubarer
»Markt für Politikberatung«18 darstellt und der Begriff Politikberatung dadurch
in die Nähe eines Catch-All-Terminus rückt. Teil dieser »neuen Unübersichtlich-
keit der Politikberatung«19 ist die Grenzverwischung zum Lobbying, die dadurch
verstärkt wird, dass Einflussversuche durch Verbände, Unternehmen, NGOs oder
von ihnen beauftragten Dienstleister:innen als Politikberatung firmieren, obwohl
gar kein Beratungsauftrag vorliegt.20 Wenn Politikberatung und Lobbying heute
in einem Atemzug genannt werden21, mag das den Umstand reflektieren, dass
Interessengruppen ihre wissenschafts(nahen) Kapazitäten ausbauen und auch für
sich das Label ›Politikberatung‹ in Anspruch nehmen. Uns erscheint aber gerade
die begriffliche Entgrenzung als ein zentrales Hindernis für eine erkenntnisstiften-
de Durchdringung des Phänomens der Politikberatung, der wir weiter unten eine
datengestützte Alternative entgegenhalten wollen.

Dass Politikberatung zunehmend in die Kritik gerät, ist kein rein deutsches Phä-
nomen.22 Allerdings spielt hierzulande die mediale Berichterstattung eine zentrale
Rolle, deren kritischer Bewertung sich auch ein zukünftiger Verfassungsgerichts-
präsident anschloss.23 Auslöser medialer Aufmerksamkeit sind fast durchgehend
Bundestagsanfragen oder Veröffentlichungen des Bundesrechnungshofs, der sich
seit 2006 immer wieder mit der Inanspruchnahme »externer Berater« durch
die Bundesministerien auseinandergesetzt hat.24 Ein Beispiel für die gewandelte
öffentliche Wahrnehmung war ein TV-Auftritt des damaligen niedersächsischen
Ministerpräsidenten Wulff, der dem prominenten Unternehmensberater Roland
Berger in der TV-Sendung »Christiansen« Anfang 2004 vorhielt, er habe der
rot-grünen Vorgängerregierung (in Niedersachsen) zahlreiche »Gefälligkeitsgut-
achten«25 geliefert und damit Millionen an Steuergeld verschwendet. Das hat der
Inanspruchnahme von Unternehmensberatungen durch die öffentliche Hand zwar
keinen Abbruch getan, aber ein Narrativ begründet, demzufolge »Beratern« in
der Politik mit Misstrauen zu begegnen sei.26 Einzelne Ressorts wie das Verkehrs-
oder das Verteidigungsministerium verhalten sich aber auch so, dass diese Sicht
beständig Nahrung erhält.

 
18 Falk, Römmele 2009.

19 Heinze 2020, S. 394.

20 Vgl. Baruth, Schnapp 2015, S. 246-247.

21 Vgl. zum Beispiel Bernhagen 2019; Heinze 2009.

22 Vgl. Ylönen, Kuusela 2019.

23 Vgl. Voßkuhle 2005, S. 164-165.

24 Vgl. zuletzt Bundesrechnungshof 2019.

25 Die Welt 2004.

26 Vgl. Der Spiegel 2019; Die Zeit 2004; Frankfurter Allgemeine Zeitung 2019.
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Politikberatung in der Forschung

Die vielfältigen Zugänge zum Untersuchungsgegenstand ›Politikberatung‹ werden
insbesondere an den zahlreichen Sammelbänden zum Thema deutlich.27 Schwer-
punkte der Forschung liegen erstens auf der Verortung der Beratungsformen auf
der Angebotsseite sowie zweitens den Fragen nach Legitimität, Einfluss28 und
damit verbunden dem Verhältnis von Politik und Wissenschaft.29 Den politikfeld-
wie auch nationalstaatlich spezifischen Besonderheiten wird drittens insbesondere
in der Forschung zu Policy Advisory Systems (PAS) Rechnung getragen.30 Bisher
lediglich rudimentär betrachtet, sind hingegen sowohl die Nachfrageseite von
Beratung31 als auch vergleichende Untersuchungen zu den Anlässen, zu Umfang
und Inhalt von externer Beratung in Deutschland. Diese drei Forschungsstränge
sollen im Folgenden skizziert werden.

1) Der Einfluss von Politikberatung wird in der Literatur zumeist unter dem
vagen Label des »Verhältnisses« zwischen Politik und Wissenschaft thematisiert.
Als zentrale Spannungslinie werden die konkurrierenden Funktionslogiken der
Politik (Machtstreben) sowie der Wissenschaft (Wahrheitsstreben) identifiziert,
welche den Einfluss von Beratung bedingen.32 Daneben zeichnet die Forschung
über Wissenstransfer ein gleichermaßen präziseres wie auch vielschichtiges Bild33,
aus dem zwei Befunde hervorstechen. Erstens wirkt wissenschaftliche Expertise
überwiegend indirekt und eher langfristig auf politische Inhalte. Von doppelter
Bedeutung ist zweitens die Differenzierung zwischen »Entscheidungsverwendung«
und »Begründungsverwendung«.34 Einerseits ist hinreichend belegt, dass die Mi-
nisterialverwaltung Beratungsleistungen häufig nutzt, um eigene Vorhaben zu un-
terstützen35, was durchaus Angriffsflächen gegen eine primär instrumentelle Ver-
wendung von Wissenschaft schafft. Damit ist andererseits aber noch nicht geklärt,
in welchem Umfang Beratungsleistungen und die dort entwickelten Ideen und
Lösungsvorschläge tatsächlich in die Gesetzesvorbereitung einfließen. Wir wollen
uns dieser Frage nähern – ohne sie abschließend beantworten zu können –, in-
dem wir verschiedene Typen externer Beratungsleistungen danach unterscheiden,
mit welcher Wahrscheinlichkeit sie inhaltlich auf die Gesetzes- und Programment-
wicklung einwirken.

2) Dafür ist von erheblicher Bedeutung, dass der oben beschriebene Umbruch
von der kontinuierlichen, intern organisierten und wissenschaftlich geprägten

3.

 
27 Vgl. Bröchler, Schützeichel 2008; Dagger et al. 2004; Falk et al. 2019.

28 Vgl. Weingart 2006, S. 35.

29 Vgl. Bogner, Torgersen 2005, S. 8; Weingart, Lentsch 2008.

30 Vgl. Craft, Halligan 2017; van den Berg 2017.

31 Vgl. Manwaring 2019; Pattyn et al. 2019.

32 Vgl. Lompe 2006; Weingart, Lentsch 2008; Hustedt et al. 2010, S. 17.

33 Vgl. Boswell, Smith 2017.

34 Beck, Bonß 1984, S. 403.

35 Vgl. Beneke 2019, S. 35-37; Bruder 1980; Friedrich 1970, S. 161-170; Müller 2010.
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Politikberatung, hin zur anlassbezogenen, externen und auf Praxis- beziehungs-
weise Anwendungswissen basierenden Beratung nicht nur aus den seit Anfang
der 2000er Jahre analysierten Expertenkommissionen36 und Beiräten besteht37,
sondern auch eher wissenschaftsferne Akteure wie Think Tanks38, Unternehmens-
beratungen39, Public Affairs-Agenturen oder Anwaltskanzleien umfasst. In dieser
Vielfalt von Expansions- und Differenzierungsbefunden geht der Blick dafür leicht
verloren, dass sich hinter dem Label ›Politikberatung‹ ganz unterschiedliche funk-
tionale Erwartungen und Nutzungen verbergen, die mit einer pauschalen Begriff-
lichkeit nicht zu erfassen sind.

3) Hinzu kommen Untersuchungen die fragen, welche »Spuren Politikberatung
im Politikfeld hinterlässt«40 und zeigen, wie stark sich Politikfelder hinsichtlich
der Wissensbedarfe und der darauf aufbauenden Organisationsformen der Bera-
tung unterscheiden.41 Als wesentliche Trends macht die PAS-Forschung zuneh-
mende Politisierung und Externalisierung von Beratung aus42. Die unter dem
Begriff ›Externalisierung‹ subsumierte Inanspruchnahme externer Beratung wird
demnach durch mehrere Faktoren begünstigt. Dabei werden zum einen die (man-
gelnde) Ressourcenausstattung von Ministerien und zum anderen politische Fak-
toren hervorgehoben, die sich als parteipolitische Präferenzen oder als dringender
Regelungsbedarf materialisieren.43 Das Vorhandensein interner Ressourcen wird
besonders bei einem Abbau von Beschäftigten in der Verwaltung oder auch dem
gesteigerten Bedarf an Expertise in Politikfeldern wirksam, die stark auf techni-
sches Wissen angewiesen sind.44 Veselý et al.45 konnten für Tschechien zeigen,
dass Ministerien mehr Ausgaben für externe Beratung tätigten, wenn sie über
wenige personelle Ressourcen beziehungsweise fachliche Kapazitäten verfügten.

Dem Befund einer generellen Politisierung von Beratung46 folgend, stellen wir
bei politischen Faktoren die Issue-Salienz in den Vordergrund, der zufolge ein
Thema in der Öffentlichkeit durch die Bevölkerung als besonders sichtbar und
problematisch und damit relevant wahrgenommen wird.47 Da Salienz, die nach-
folgend als Obergriff für Themen mit hoher öffentlicher Sichtbarkeit genutzt

 
36 Vgl. Siefken 2007.

37 Vgl. Fleischer 2015.

38 Vgl. Gellner 1995; Schulte 2014.

39 Vgl. Raffel 2006.

40 Vgl. Krott, Suda 2007, S. 7.

41 Vgl. Buchholz, Patzwaldt 2019; Cassel 2006.

42 Vgl. Craft, Howlett 2013; Diamond 2020; Veselý 2013.

43 Vgl. Veselý 2013, S. 206.

44 Vgl. Perl, White 2002.

45 Vgl. Veselý et al. 2015.

46 Vgl. Craft, Halligan 2017; Craft, Howlett 2013.

47 Vgl. Wlezien 2005, S. 555.
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wird, einen wesentlichen Faktor in der Priorisierung politischer Vorhaben bildet48,
kann eine erhöhte Nachfrage nach externer Beratung erwartet werden. Dies ist
zum Beispiel damit zu erklären, dass bei der Auswahl externer Beratung gezielt
die eigene politische Zielrichtung zugrunde gelegt werden kann.49 Das gilt auch
für kontroverse Themen, die Ministerien beziehungsweise die Verwaltung veran-
lassen, externe Beratung zur Absicherung der eigenen Position heranzuziehen.50

Damit sind mehrere potentielle Anlässe für die Inanspruchnahme von Beratung
identifiziert, die zur Strukturierung der empirischen Analyse genutzt werden kön-
nen.

Datengrundlage und Anforderungen an ihre Nutzung

Die abhängige Variable (Umfang und Inhalt externer Beratungsleistungen) wird
mithilfe von Anfragen im Bundestag beziehungsweise Antworten der Bundesre-
gierung ermittelt, wobei deren Nutzung mehrere Selektionsschritte vorausgehen
müssen. Für die unabhängige Variable (Anlässe externer Beratung) nehmen wir
neben Daten aus einer Erhebung der Ministerialbürokratie aus dem Jahr 2017
Bezug auf Fachliteratur und Medienberichte. Beides soll im Folgenden erläutert
werden.

Die Fokussierung auf einzelne Beratungsformen, Politikfelder oder Fallstudien,
die die Forschung zur Politikberatung prägt, spiegelt den Mangel an verwertba-
ren Daten wider51, obwohl potentielle Datenquellen durchaus vorhanden sind.
Als erstes wäre der Bundeshaushalt zu nennen, der den Vorzug besäße, die Nut-
zung externer Beratungsleistungen im Zeitverlauf abbilden zu können. Allerdings
werden Beratungsleistungen entweder nur selektiv erfasst, was für die Titelgrup-
pen 526 03 (»Mitglieder von Fachbeiräten und ähnlichen Ausschüssen«) sowie
526 02 (»Sachverständige«) gilt, oder wie die Titelgruppe 544 01 (»Forschung,
Untersuchungen und Ähnliches«) auch reine Forschungsförderung beinhaltet, die
keine Beratungszwecke erfüllt. Eher geeignet sein könnten die seit 2007 für den
Haushaltsausschuss des Bundestages erhobenen Beraterberichte, in denen jährlich
über den Umfang und die Kosten externer Beratungsleistungen berichtet werden
soll. Der Bundesrechnungshof hat allerdings so zahlreiche Qualitätsmängel identi-
fiziert52, dass zu verschmerzen ist, dass die Beraterberichte bisher nicht öffentlich
zugängig sind.53 Als dritte mögliche Datenquelle verbleiben (kleine) Anfragen
im Bundestag beziehungsweise Antworten der Bundesregierung hierauf, mithilfe
welcher unsere abhängige Variable ermittelt wird.

4.

 
48 Vgl. dazu umfassend Jones, Baumgartner 2005.

49 Vgl. Perl, White 2002, S. 62.

50 Vgl. Friedrich 1970, S. 162; Jennings, Hall 2012, S. 162.

51 Vgl. Weingart, Lentsch 2008, S. 56-57.

52 Vgl. Bundesrechnungshof 2016, S. 15, 17, 22.

53 Eine Anfrage beim Haushaltsausschuss des Bundestages auf Zugang zu den Beraterbe-
richten wurde abschlägig beschieden.
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Jenseits der quantitativen Entwicklung, der Funktion von Bundestagsanfragen
in der Kontrolle der Regierung54 oder dem Agenda-Setting, sorgt das defensive,
bisweilen unwillige Antwortverhalten von Bundesregierungen dafür, dass die Ver-
wendbarkeit parlamentarischer Anfragen und Antworten als gering eingeschätzt
wird.55 Eine Ausnahme bildet die Analyse von Falk und Römmele56, die anhand
zweier Bundestagsdrucksachen aus den Jahren 1977 und 2004, Anzahl, Inhalt
und Kosten von Beratungsleistungen zu ermitteln versuchen. Dabei zeigen sich
einige mit dieser Datenquelle verbundene Probleme.

Bundestagsanfragen sind meist situativ motiviert, haben verschiedene Zeiträume
zum Gegenstand und verwenden unterschiedliche Formulierungen. Ein buntes
Bild zeigt sich seit den 2010er Jahren, in denen zum Beispiel nach »Aufträge[n]
der Bundesregierung an externe Dritte«57, dem »Ausmaß der Vergabe von Aufträ-
gen der Bundesregierung an externe Dritte«58, oder »von den obersten Bundesbe-
hörden und deren nachgeordneten Behörden in Auftrag gegebenen Studien und
Gutachten«59 gefragt wird. Antworten der Bundesregierung können also nicht
umstandslos addiert werden, weil sie unterschiedliche Dinge und Zeiträume erfas-
sen. Zudem geben Bundesregierungen – was der Bundesrechnungshof seit langem
moniert60 – Beratungsleistungen erst ab einem Volumen von 50.000,- Euro an,
so dass verlässliche Aussagen über die Kosten kaum möglich sind.61 Schließlich
orientiert sich das parlamentarische Frage- beziehungsweise Antwortverhalten
(verständlicherweise) nicht an den Erfordernissen einer sozialwissenschaftlichen
Analyse, so dass dies – soweit möglich – aus der Beobachterperspektive nachge-
holt werden muss.

Doch auf welche Weise lassen sich Bundestagsanfragen dann überhaupt nutzen?
Klar ist zunächst, dass diese Datenquelle aufgrund ihrer Struktur und begrenzten
Verlässlichkeit für statistische Auswertungen nicht in Frage kommt. Das könnte
sich in Zukunft ändern, da das Bundesfinanzministerium Ende 2019 eine einheit-
liche Erfassung der »Zahlungen an externe Berater«62 verfügt hat. Vorerst gilt
allerdings, dass die Nutzungsmöglichkeiten stark von der Fragestellung und dem
ressortspezifischen Antwortverhalten abhängen. Wenn – wie hier – der Schwer-

 
54 Vgl. Siefken 2010b.

55 Vgl. Ismayr 2001, S. 341-342.

56 Falk, Römmele 2009, S. 69-81.

57 Bundesregierung 2020.

58 Bundesregierung 2013.

59 Bundesregierung 2018.

60 Vgl. Bundesrechnungshof 2016, S. 15.

61 Vgl. aber den Versuch bei Falk & Römmele (2009, S. 71-72). In einzelnen Fällen
weicht die Bundesregierung von dieser Praxis ab. Vgl. etwa Bundesregierung (2017),
wo auch Beratungsaufträge für wenige 100,- Euro aufgelistet sind. Um die tatsächli-
chen Kosten auch im Vergleich zwischen Legislaturperioden ermitteln zu können, fehlt
den Antworten allerdings die Regelhaftigkeit.

62 Bundesfinanzministerium 2019, S. 7 und Anlage 1.
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punkt auf den Dimensionen sowie den Inhalten des Beratungsgeschehens liegt,
handelt es sich gleichwohl um eine empirisch nutzbare Datenquelle. Neben Anga-
ben zu den Auftragnehmerinnen und Auftragnehmern und zu den Inhalten der
Beratungsleistung werden teilweise auch längere Zeiträume erfragt. Außer der
bereits erwähnten Anfrage aus dem Jahr 2004 existieren zwei weitere Bundestags-
drucksachen mit annähernd gleichen Fragen. Die bisher umfangreichste Antwort
über »externe Dritte« stammt aus dem Jahr 2013 und erfasst die gesamte 17.
Legislaturperiode. Sie enthält Angaben zu Auftragnehmer:innen, eine knappe
Leistungsbeschreibung des Auftrages, Projektdauer und Auftragsvolumen.63 Die
zweite, analog strukturierte Antwort, die Auskunft über die Frage nach »exter-
ner Beratung und Unterstützung« gibt, wurde Anfang 2020 veröffentlicht und
umfasst etwas mehr als die Hälfte der 19. Legislaturperiode.64 Damit stehen
drei Bundestagsdrucksachen mit folgenden Eigenschaften für eine Auswertung zur
Verfügung (vgl. Tabelle 1).

Antworten der Bundesregierung zu externer Beratung

Bundestags-
Drucksache

15/2458
(u. 15/2762)

17/14647 19/16472

Datum 4.2.2004
(u. 24.4.2004)

28.8.2013 14.1.2020

Titel der Antwort Vergabepraxis und
Kosten externer Be-
ratung der Bundes-
regierung (Teil 2)

Ausmaß der Ver-
gabe von Aufträ-
gen der Bundesre-
gierung an externe

Dritte

Übersicht der Auf-
träge der Bundesre-
gierung an externe

Dritte in der 19. Le-
gislaturperiode

Erfasster Zeitraum 1998-2003 2009-2013 2017-2019

Anzahl der Aufträge
insgesamt

911 2670 4280

Ausgewertete Aufträge 864 1319 4172

Zeitpunkt der Auf-
tragsvergabe

Nein Ja Ja

Leistungsbeschreibung Ja Ja Ja

Name der Auftragneh-
mer:innen

Nein Ja Ja

Quelle: Bundesregierung 2004, 2013, 2020

Dem Problem unterschiedlicher Zeiträume wird Rechnung getragen, indem für
die 17. und 19. Legislaturperiode nur die beiden ersten Jahre berücksichtigt wer-
den. Zwar ist nicht ausgeschlossen, dass die Zusammensetzung der Regierungs-

Tabelle 1:

 
63 Vgl. Bundesregierung 2013.

64 Bundesregierung 2020.
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koalitionen (CDU/CSU-FDP und CDU/CSU-SPD) sowie die Frage, ob vormalige
Oppositionsparteien mit womöglich größerem Beratungsbedarf in die Regierung
eintreten, Verzerrungen verursacht. Allerdings wiegt der Umstand, dass zu Beginn
jeder Legislaturperiode ein Koalitionsvertrag vorliegt, dessen Umsetzung erfah-
rungsgemäß in der ersten Hälfte der Amtsperiode mit größerem Nachdruck er-
folgt als in der zweiten Hälfte, einen Teil dieser Einwände wieder auf. Für die 15.
Legislaturperiode liegen keine Angaben über das Jahr der Auftragsvergabe vor.
Um auf diesen Beobachtungszeitraum nicht verzichten zu müssen, wird anstelle
der ersten Hälfte der Legislaturperiode der Wert von zwei der fünf erfassten Jahre
(1/5x2=0,4) für die Auswertung herangezogen. De facto ergibt das zwar zwei
Stichproben. Solange aber aus den Daten nur die Dimensionen externer Bera-
tungs- und Dienstleistungen abgeleitet und keine Präzision suggerierenden Re-
chenoperationen durchgeführt werden, ist dies hinnehmbar.

Zur Ermittlung der unabhängigen Variable greifen wir auf Zahlen zur Personal-
stärke in Ministerien und Ressortforschungseinrichtungen (Ressourcen), unter-
schiedliche Medienberichte und Fachartikel (Issue-Salienz) sowie Daten aus der
Erhebung zur Politisch-Administrativen Elite (PAE) aus dem Jahr 2017 zurück.
Die PAE-Erhebung erfolgt seit 2005 fortlaufend kurz vor den Bundestagswahlen
und befragt alle Referats-, Unterabteilungs- und Abteilungsleitungen sowie beam-
tete Staatssekretärinnen und –sekretäre der Bundesministerien mithilfe eines On-
line-Surveys zu Aspekten wie Politisierung oder Rollenverständnis65 und beinhal-
tete 2017 erstmals eine Fragenbatterie zum Umgang mit Beratungsleistungen. Ins-
gesamt wurden 1.905 Personen angeschrieben, wobei die Rücklaufquote sich auf
34,0 % (N=649) beläuft und von diesen 210 Fragebögen nicht vollständig beant-
wortet wurden.

Analyse und Diskussion

Die nachfolgende empirische Analyse erfolgt in drei Schritten. Zunächst werden
externe Dienstleistungen kategorisiert, um im zweiten Schritt die Dimensionen
der drei Kategorien im Zeitverlauf nicht nur als Aggregatzahlen zu ermitteln,
sondern auch ressortspezifische Unterschiede herauszuarbeiten. Dem Forschungs-
stand (Abschnitt 3) folgend wird anschließend der Frage nach den Anlässen für
die Inanspruchnahme externer Beratungsleistungen nachgegangen. Die Auswer-
tungsmöglichkeiten, die unsere Datenbasis bietet, sind vielfältig und können an
dieser Stelle bei weitem nicht ausgeschöpft werden. Im Vordergrund steht das
Gesamtbild, das nur durch einige exemplarische Vertiefungen ergänzt wird.

Kategorisierung externer Dienstleistungen

Der erste Befund der Datenauswertung ist überraschend und symptomatisch für
die unpräzise Begriffsverwendung: die Antworten der Bundesregierung beinhalten
nicht lediglich Beratungs-, sondern ebenso externe Dienstleistungen. Dies macht

5.

5.1

 
65 Vgl. auch Ebinger et al. 2018; Ebinger et al. 2021.
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es erforderlich, die Aufträge für eine Auswertung zunächst zu kategorisieren.
Nach der eigen(willig)en Definition der Bundesregierung werden unter »den
nachgefragten externen Dienstleistungen und Beratungen [..] solche verstanden,
mit denen Externe Aufgaben der Verwaltung übernehmen«. Unter dem Begriff
»externe Dritte« im Sinne der Fragestellung versteht die Bundesregierung Dienst-
leister und Berater, auch soweit es sich zum Beispiel um Hochschulprofessoren
handelt, die mit Evaluationen oder Gutachten beauftragt sind […]«.66 Explizit
von dieser Definition ausgenommen werden Leistungen durch Beliehene sowie
»in-house«-Aufträge, aber auch etwa Reinigungs-, Wartungs- sowie Bau- und
IT-Leistungen, welche die verwaltungseigene IT betreffen. Diese breite Definition
begründet zwar die Erwartung, dass parlamentarische Anfragen über externe Be-
ratung beziehungsweise externe Dritte relativ vollständig beantwortet werden,
jedoch stützt sie auch die Beobachtung, dass das Label ›Beratung‹ nicht immer
den tatsächlichen Inhalt widerspiegelt. Daher werden die externen Dienstleistun-
gen nachfolgend in die drei Kategorien politiknahe Policy-Beratung, politikferne
Organisationsberatung und politikferne Unterstützungsleistungen unterschieden
(siehe Tabelle 2).

Kategorien externer Dienstleistungen

 1) Policy-Beratung
2) Organisationsbera-

tung
3) Unterstützungsleis-

tungen

Merkmale

Politiknahe, wissen-
schaftliche, nichtwis-
senschaftliche oder ju-
ristische Beratung zu
Inhalten d. Gesetzesvor-
bereitung oder -formu-
lierung

Politikferne Beratung
betreffend die Auf-
bau- u. Ablauforganisa-
tion, Geschäftsprozesse,
Schulungen

Politikferne Unterstüt-
zung bei EDV/ In-
ternettechnik, techni-
sche Dienste, Cate-
ring, Veranstaltungsma-
nagement, Außenkom-
munikation

Interne
Akteure

Ressortgebundene Bei-
räte, Sachverständigen-
räte und -kommis-
sionen, Enquete-Kom-
missionen, Ressortfor-
schungs-einrichtungen

Bundesverwaltungsamt,
Partner Deutschland
GmbH, BW Consulting
(Bundeswehr)

Partner Deutschland
GmbH, BW Consulting
(Bundeswehr), Digi-
talService4Germany
GmbH

Externe
Akteure

(außer)universitäre For-
schungseinrichtungen,
Wissenschaftler*innen,
Sachverständige, Think
Tanks, Unternehmens-
beratungen, Stiftungen,
NGOs, Verbände, An-
waltskanzleien

Anwaltskanzleien, IT/
EDV-Dienstleister, Un-
ternehmensberatungen

Kommunikations- und
Public Affairs Agentu-
ren, Veranstaltungsser-
vice, Übersetzungsbü-
ros, IT/EDV-Dienstleis-
ter

Quelle: eigene Darstellung

Tabelle 2:

 
66 Bundesregierung 2020, S. 1-2.
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Diese Unterscheidung ist nicht absolut, sondern wahrscheinlichkeitsbasiert, da
auch politikferne Dienstleistungen durch Interaktion mit anderen Faktoren auf
politische Inhalte einwirken können. Die Wahrscheinlichkeit, dass dies eintritt, ist
allerdings deutlich geringer als bei politiknahen Beratungsleistungen. Als Grund-
lage für die Kodierung der Aufträge dienen die Leistungsbeschreibung des Auf-
trags, der/die Auftragnehmer:in, das Auftrag gebende Ministerium und der daraus
ableitbare Verwendungszweck sowie die Dauer des Auftrags, wenn dazu Anga-
ben vorhanden sind. In Fällen, in welchen diese Merkmale keine eindeutige Zu-
ordnung erlaubten, wurde eine zusätzliche Onlinerecherche durchgeführt, unter
anderem auf der Vergabeseite des Bundesverwaltungsamtes.
1) Die erste Kategorie bilden politiknahe Policy-Beratungsleistungen, die

(nicht)wissenschaftlicher oder juristischer Natur sein können und potentiell
Einfluss auf politische Inhalte haben, weil sie klar die Policy-Ebene fokus-
sieren. Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer sind etwa Forschungseinrich-
tungen, aber auch Unternehmensberatungen und Think Tanks (siehe Tabelle
2). Typisch für Policy-Beratung sind Leistungsbeschreibungen wie »A Euro-
pean Approach to the Indo-Pacific« (Auswärtiges Amt) oder »Klimaschutz
und die rechtliche Zulässigkeit der Stilllegung von Braun- und Steinkohle-
kraftwerken« (BMU).67

2) Politikferne Organisationsberatung betrifft hingegen zum Beispiel die Aufbau-
und Ablauforganisation von Behörden. Hier ist ein Einfluss auf politische In-
halte allenfalls langfristig oder über Umwege denkbar. Typische Leistungsbe-
schreibungen sind: »Weiterentwicklung Bundesprüfstelle für jugendgefährden-
de Medien« oder »Organisationsuntersuchung in der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes« (beide BMFSFJ). Durchgeführt werden diese Aufträge
durch Anwaltskanzleien, IT/EDV- Dienstleistungsfirmen oder Unternehmens-
beratungen.

3) Eindeutig politikfern sind hingegen Unterstützungsleistungen wie »Rücktrans-
port des Messestandes, der beim Messekongress women & work eingesetzt
wurde« (BMAS) oder »Iranischer Tag der Wissenschaft in Deutschland:
Abendessen« (BMBF), da hier keine Beratung zu Inhalten stattfindet, sondern
außerhalb der Kernaufgaben der Verwaltung liegende Dienstleistungen ausge-
lagert werden. Typische Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer sind zum
Beispiel PR-Agenturen, Veranstaltungsservices oder Übersetzungsdienste.

Fälle, in denen auch trotz Onlinerecherche eine eindeutige Zuordnung nicht
möglich war, zum Beispiel bei Leistungsbeschreibungen wie »Aktionsplan« oder
»Unterstützung Projektgruppe Green IT«, werden nicht weiter berücksichtigt. Die
Anzahl von Zweifelsfällen ist relativ gering: in der 15. Legislaturperiode wurden
47, in der 17. und 19. Legislaturperiode 29 beziehungsweise 109 Fälle aussortiert
(siehe Tabelle 1). Von der Analyse ausgenommen sind ebenso Aufträge durch
nachgeordnete Behörden, deren Beratungsbedarfe nicht Gegenstand der Analyse
sind, ebenso wie Beratung durch (interne) bundeseigene Organisationen wie die
›Partner Deutschland GmbH‹ oder außerhalb des Beobachtungszeitraums liegende

 
67 Alle Beispiele aus: ebd.
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Aufträge, welche trotzdem aufgeführt wurden. Für alle Beobachtungszeiträume
umfasst dies etwas weniger als 130 Aufträge.

Art und Umfang externer Dienstleistungen

Die Anteile der drei Kategorien externer Dienstleistungen sind in Abbildung 1
dargestellt. Auffällig ist, dass die Policy-Beratung über die drei Beobachtungszeit-
räume zwar ansteigt, aber in insgesamt eher bescheidenem Umfang. Relativ stabil
bleibt hingegen der Anteil der Organisationsberatungen. Der eigentliche Ausreißer
sind die Unterstützungsleistungen, bei denen von einem explosionsartigen Anstieg
gesprochen werden kann.

Selbst wenn man die eingeschränkte Vergleichbarkeit der Daten aus der 15.
Legislaturperiode bedenkt und den Sprung auf die 17. Legislaturperiode unbe-
rücksichtigt lässt, ist der Anstieg zwischen der 17. und der 19. Legislaturperiode
bemerkenswert. Während die Anzahl der Policy-Beratungsaufträge moderat von
627 auf 727 ansteigt, nimmt die Zahl der Unterstützungsleistungen im gleichen
Zeitraum von 626 auf 3335 zu.68 Folgt man unserer Einteilung in drei Kategori-
en externer Dienstleistungen, rechtfertigt das die Schlussfolgerung, dass die poli-
tisch-mediale Wahrnehmung vom Wachstum der Politikberatungsaktivitäten zu
erheblichen Teilen auf einem Artefakt beruht, welcher aus der undifferenzierten
Verwendung des Begriffs Politikberatung resultiert.
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Quelle: siehe Tabelle 1

5.2

Abbildung 1:

 
68 Aus Gründen der Übersichtlichkeit können die genauen Anteile der Unterstützungsleis-

tungen hier nicht abgebildet werden. Generell machen Outsourcing von Tätigkeiten
im Rahmen von Veranstaltungen sowie Außenkommunikation jedoch insgesamt den
Großteil der Unterstützungsleistungen aus.
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Abbildung 2 zeigt, dass die Fallzahlen nicht nur nach Legislaturperiode, sondern
auch nach Ressort variieren. Die starke Zunahme der Unterstützungsleistungen ist
zwar ein genereller Trend, allerdings fallen einzelne Ministerien besonders ins Ge-
wicht. So nahmen die Unterstützungsleistungen zum Beispiel im Arbeitsministeri-
um (BMAS) von der 17. bis zur 19. Legislaturperiode um mehr als ein Fünffaches
auf 468 zu und im Forschungsministerium (BMBF) sogar knapp um ein Sechsfa-
ches, das in der 19. Legislaturperiode insgesamt 978 Unterstützungsleistungen be-
auftragte. Richtet man den Fokus auf Policy-Beratung, zeigen sich ebenfalls unter-
schiedliche Schwerpunkte.
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Quelle: siehe Tabelle 1

Während das Landwirtschaftsministerium (BMEL), das Verteidigungsministerium
(BMVg)69 oder das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) im einstelligen Bereich bleiben, nimmt das Wirtschaftsmi-
nisterium (BMWI) die meisten, zuletzt 128 Policy-Beratungen in Anspruch. Ein
ähnlich hoher Bedarf ist im Verkehrsministerium (BMVI) und dem BMAS70

Abbildung 2:

 
69 In Anbetracht der sogenannten »Berateraffäre«, die einen parlamentarischen Untersu-

chungsausschuss veranlasste, überraschen die geringen Angaben des BMVg. Es ist zu
vermuten, dass nähere Angaben unter Verweis auf sicherheitsrelevante Fragen als ver-
traulich eingestuft und somit als Anlage 2-4 an die Geheimschutzstelle des Deutschen
Bundestages übermittelt wurden (Vgl. Deutscher Bundestag, 2020, S. 2).

70 Da die Ressorts Arbeit und Wirtschaft in der 15. Legislaturperiode zu einem »Supermi-
nisterium« fusioniert wurden, sind für diesen Zeitraum keine gesonderten Daten des
BMAS verfügbar. Aufgrund des geänderten Ressortzuschnitts sind Beratungsaufträge
entweder dem Wirtschafts- oder dem Gesundheitsministerium zugerechnet. Es ist nicht
auszuschließen, dass diese Zuständigkeitsverschiebung in der Mitte des Befragungs-
zeitraums zu einer diskontinuierlichen Aufzeichnung der vergebenen Dienstleistungen
geführt hat.
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auszumachen. Anhand von Haushaltsdaten, die allerdings nur Beratungsformate
aus den oben angeführten Titelgruppen umfassen, lässt sich zeigen, dass der mi-
nisterielle Beratungsbedarf anlassbezogen sprunghaft steigen und ebenso rasch
wieder abnehmen kann. In den 1990er Jahren waren insbesondere die Treuhand-
anstalt beziehungsweise deren Nachfolgereinrichtungen sowie die Privatisierung
von ›Post‹ und ›Bundesbahn‹ Auslöser stark ansteigender Beratungsaktivitäten.71

Ein markantes Beispiel aus den hier analysierten Daten bildet das Familienminis-
terium (BMFSFJ), welches in den ersten beiden Beobachtungszeiträumen ein be-
ziehungsweise zwei Aufträge, im dritten Zeitraum aber bereits 82 Aufträge angab.
Die Sprünge, die auch in anderen Ressorts zu beobachten sind, dürften ihren Ur-
sprung in zuständigkeitsbedingten Themenkonjunkturen haben.

Die ressortspezifischen Ausschläge bei der Inanspruchnahme externer Dienst-
leistungen erschweren einerseits generalisierbare Aussagen, erlauben aber die Ein-
teilung der Bundesministerien in mehrere Gruppen. Legt man dafür die Policy-
Beratung zugrunde, dann wird eine klare Zweiteilung erkennbar, und zwar in
Ministerien mit dauerhaft hohem und solche mit dauerhaft niedrigem Bedarf
an Policy-Beratung. Zur ersten Kategorie gehören das Wirtschafts- sowie das
Forschungsministerium und mit Einschränkungen auch das Verkehrs- sowie Ar-
beitsministerium. Die zweite Gruppe setzt sich aus dem Finanz-, dem Landwirt-
schafts-, dem Justiz-, dem Verteidigungsministerium sowie dem Ministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit zusammen (siehe Abbildung 2). Bei einem dritten
Typus schwankt der Policy-Beratungsbedarf erheblich. Das gilt für das Außen-
(AA), das Familien-, das Gesundheits- (BMG) sowie für das Umwelt- (BMU) und
das Innenministerium (BMI). Eine andere Einteilung ergäbe sich bei politikfernen
Unterstützungsleistungen, von denen einige Varianten im Anschluss analysiert
werden. Die deutlichen Unterschiede zwischen den Ressorts können andererseits
auch als weitere Bestätigung dafür gelten, dass das Policy-Portfolio und die damit
verknüpften Themenkonjunkturen eine zentrale Determinante für die Inanspruch-
nahme externer Dienstleistungen bildet. Freilich schafft das Policy-Portfolio eines
Ministeriums allein noch keinen Beratungsbedarf, sondern wird erst durch eine
steigende Themen-Salienz aktiviert.

Nachfrage zwischen Ressourcenausstattung und Issue-Salienz

Welche Bedeutung die Ressourcenausstattung sowie die Issue-Salienz für die Er-
klärung der Ressortunterschiede bei der Inanspruchnahme externer Policy-Bera-
tung zukommt, kann mit Hilfe der Ergebnisse einer Befragung der Bundesministe-
rien aus dem Jahr 2017 erörtert werden. Im Rahmen der PAE-Befragung gaben
45,4 Prozent der Befragten an, Beratungsleistungen generell als »wichtig« für das
Treffen besser abgesicherter Entscheidungen zu erachten, immerhin noch knapp
30 Prozent hielten sie für »eher wichtig«. Im Vergleich dazu gaben nur 15 Prozent
an, Beratung sei »wichtig« beziehungsweise »eher wichtig« (36 Prozent) um die
eigene Position zu stärken. Auch die Funktion von Beratung zur Beendigung/Klä-

5.3

 
71 Vgl. Döhler 2012, S. 187-190.
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rung inhaltlicher Konflikte ist nur für rund 11 Prozent »wichtig« beziehungsweise
für 26 Prozent »eher wichtig«. Das bedeutet, dass Beratung nach Auffassung ei-
nes Großteils der Befragten zwar eine (eher) große Bedeutung innerhalb der politi-
schen Entscheidungsvorbereitung zukommt. Bemerkenswert ist auf der anderen
Seite, dass die Klärung inhaltlicher Fragen weniger zentral ist. Dies lässt darauf
schließen, dass die Auswahl alternativer Lösungen in vielen Fällen der Beratung
vorgelagert ist, so dass Beratungsleistungen eher der Bestätigung vorgefasster Ide-
en dienen. Eine klare Abgrenzung zwischen politischen und sachbezogenen Moti-
ven hinter der Inanspruchnahme von Beratung ist allerdings nicht möglich, da
diese in der Regel gemeinsam auftreten.72

Abbildung 3 zeigt interne Kapazitäten anhand der Personalausstattung von Mi-
nisterien und nachgeordneter Ressortforschungseinrichtungen (RFE). Zu erken-
nen ist, dass eine Gruppe der Ministerien im Vergleich zum eigenen Haus über
viel Personal in RFE verfügt (Umwelt-, Verteidigungs-, Gesundheits-, Wirtschafts-,
Verkehrs- und Landwirtschaftsministerium), während einigen Ressorts gar kei-
ne (Justiz- und Finanzministerium) beziehungsweise nur wenige RFE aufweisen
(Entwicklungs-, Innen-, Außen-, Familien- und Forschungsministerium sowie fast
gleichviel im Arbeitsministerium).
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Zu erwarten wäre, dass die zweite Gruppe der Ministerien mehr Bedarf an exter-
ner Beratung zeigt, da sie dies nur in geringerem Umfang durch eigene Ressour-
cen decken können.73 Die Personalstärke kann jedoch nur eine von mehreren

Abbildung 3:

 
72 Vgl. Weingart, Lentsch 2008, S. 28-34.

73 Vgl. Veselý 2013, S. 206.
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Operationalisierungen der Ressourcenausstattung darstellen, da nicht die Menge
an Personal allein für den Beratungsbedarf ausschlaggebend ist, sondern auch
die spezifischen Bedarfe eines Ministeriums berücksichtigt werden müssen. So
benötigt nicht jedes Ressort wissenschaftsbasierte Beratung »auf Abruf«.74 Auch
die Befragten in der PAE-Erhebung sprechen wissenschaftlicher Expertise keinen
überragenden Stellenwert für die eigene Tätigkeit zu, da nur 22 Prozent sie für
»wichtig«, 25 Prozent für »eher wichtig« und noch knapp 21 Prozent für »teil-
weise wichtig« erachten. Hier ist das Bild wesentlich diverser als bei der Frage
nach Bedeutung von Beratungsleistungen generell. Da interne Beratung nach wie
vor einen kontinuierlicheren und stärker wissenschaftsbasierten Charakter besitzt,
kann eine Hinwendung zu externen Leistungen auch als Indiz für veränderte
Beratungsbedarfe betrachtet werden.

Dies lässt sich anhand des Innenministeriums verdeutlichen. Wie aus Abbildung
2 beziehungsweise 3 ersichtlich, handelt es sich um ein Ressort mit wenigen
wissenschaftlichen Ressourcen und einem (in der 17. und 19. Legislaturperiode)
höheren Bedarf an externer Policy-Beratung. Gleichwohl verfügt das Innenminis-
terium mit 20 Behörden und Einrichtungen im Geschäftsbereich über beachtliche
eigene Ressourcen, die allerdings vor allem im Bereich der Inneren Sicherheit
angesiedelt sind.75 Die genauere Analyse zeigt, dass viele Aufträge Digitalisierung
betreffen. In der 19. Legislaturperiode ist dies vor allem die IT-Konsolidierung,
also die Zusammenführung und Standardisierung der gesamten IT der Bundesver-
waltung, für die das Ministerium die Projektleitung innehat. Ein Großteil der
damit zusammenhängenden Unterstützungsleistungen wird von Unternehmensbe-
ratungen ausgeführt.76 Das Innenministerium steht also durch die Anforderun-
gen der (Verwaltungs-)Digitalisierung einem relativ neuen Bereich mit rasanter
»knowledge expansion«77 gegenüber, für die der öffentliche Sektor bekannterma-
ßen schlecht gerüstet ist. Die These, dass die Beschleunigung von Veränderungs-
prozessen sowie die methodische Unterstützung zu den Hauptmotiven bei der
Beratung durch Unternehmensberatungen gehören78, dürfte auch hier Gültigkeit
besitzen.

Unabhängig von der Ressourcenausstattung eines Ministeriums kann die exter-
ne Beratung jedoch auch politisch motiviert sein. Neben reinem Wissenstransfer,
der bestmögliche politische Entscheidungen gewährleisten soll, kann auch die
Profilierung der eigenen (Partei-)Position oder Verzögerung von Entscheidungen
die Inanspruchnahme externer Beratung auslösen. Zwischen der 17. und 19. Le-
gislaturperiode zeigen sich in einigen Ministerien deutliche Veränderungen bei der
 
74 Böcher 2012.

75 Vgl. Heinrich, Lange 2010, S. 79.

76 IT-Leistungen sind nach der Definition der Bundesregierung explizit von der Beant-
wortung der Kleinen Anfrage ausgenommen (siehe Abschnitt 5.1). Die Angaben über
externe Aufträge wird den jeweiligen Ressorts überlassen (Vgl. Bundesregierung, 2020,
p. 2).

77 Perl, White 2002, S. 69.

78 Vgl. Raffel 2006, S. 123.
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Policy-Beratung. Besonders prägnant sind die Zuwächse im Arbeits- und im Ge-
sundheitsministerium (jeweils fast verdoppelt), im Außenministerium (etwas mehr
als verdreifacht) sowie im Familienministerium, in dem in der 17. Legislaturpe-
riode nur zwei und in der 19. bereits 82 Policy-Beratungsleistungen angegeben
wurden (siehe Abbildung 3). Eine systematische Erklärung dieser Unterschiede ist
in diesem Rahmen nicht möglich. Jedoch können in Bezug auf Politisierung zwei
interessante Variablen identifiziert werden: Issue-Salienz und Parteienwettbewerb.

Wie eine Infratest Dimap-Umfrage zur Wahl zum 19. Bundestag zeigt, wurden
soziale Ungerechtigkeit (Rang 2) und Rente (Rang 3) hinter Einwanderung als
wichtigste politische Probleme genannt79 und können somit als salient gelten.
Gleichzeitig galten Gesundheits- und Arbeitsmarktpolitik bei den folgenden Ko-
alitionsverhandlungen zwischen CDU/CSU und SPD als besonders strittig.80 An
verschiedenen Beispielen konnte Zohlnhöfer aufzeigen, dass nicht nur der Par-
teienwettbewerb, sondern auch die Salienz von Themen die Regierungspolitik
prägen.81 Den Fallbeispielen zufolge wog die Regierung die Ausgestaltung ihrer
Policies nach Salienz des Themas und – auch von der Bevölkerung – als glaub-
würdig empfundener Alternativvorschläge durch die Opposition ab. Folgt man
diesen Überlegungen, kann Issue-Salienz politische Reaktionen provozieren, die
der parteipolitischen Profilierung dienen. Es erscheint plausibel anzunehmen, dass
externe Beratung hier – wie die PAE-Befragung nahelegt – auch zur Absicherung
der Ressortposition zu einem salienten Thema dient. Auf Grundlage unserer Da-
ten können wir keine Aussagen über die Ausgestaltung von Policies machen, da
die Wirkung von Beratung nicht erfasst werden kann. Begreift man allerdings
Policy-Beratung als vorgelagerten Teil des Regierungshandelns, könnte dies den
enormen Zuwachs im Fall des Familienministeriums erklären. Insbesondere Fra-
gen geschlechtlicher und sexueller Gleichberechtigung konnten seit der 17. Legis-
laturperiode in der Öffentlichkeit zunehmend an Sichtbarkeit gewinnen.

Hinzu kommt, dass sowohl das Familien-, als auch das Arbeits- sowie das
Außenministerium (und das Justizministerium) seit der 19. Legislaturperiode un-
ter SPD-Führung standen. Da die Partei bei den Bundestagswahlen 2017 ein
historisch schlechtes Ergebnis erzielt hatte, liegt die Vermutung nahe, dass mithil-
fe gesteigerter externer Beratung zu öffentlichkeitswirksamen Themen verloren
gegangenes Terrain zurückerobert werden sollte. Das spräche auch dafür, dass
die mangelnde Profilierung, die der SPD attestiert wurde82, unter anderem durch
die Priorisierung gleichstellungspolitischer Themen behoben werden sollte. Dies
würde sich mit Befunden decken, denen zufolge Regierungen dann besonders
responsiv gegenüber Präferenzen der Öffentlichkeit sind, wenn ihre Popularität
niedrig ist.83

 
79 Vgl. Berliner Morgenpost 2017.

80 Vgl. Die Zeit 2018.

81 Vgl. Zohlnhöfer 2017, S. 34.

82 Vgl. dazu Jun 2019, S. 40.

83 Vgl. Binzer Hobolt, Klemmensen 2008, S. 332.
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Ausgangspunkt unserer Analyse ist die zunehmend kritische Wahrnehmung von
Politikberatung, wie sie von Medien, lobbyismus- bzw. regierungskritischen
NGOs, dem Bundesrechnungshof und Oppositionsparteien artikuliert wird. Da-
bei wird nicht nur die Notwendigkeit externer Dienstleistungen in Zweifel ge-
zogen, sondern auch der Verdacht gehegt, dass auf diesem Wege Sonderinteres-
sen einen intransparenten Einfluss auf den politischen Prozess erlangen. Zudem
wird der Umfang externer Dienst- und Beratungsleistungen als überdimensio-
niert betrachtet. Die hierzulande immer noch wirkmächtige Annahme, dass die
Verwaltung per se über alles notwendige Wissen verfügt, bezieht sich primär
auf die rechtsanwendende Vollzugsverwaltung. Für die gesetzes- beziehungsweise
programmformulierende Ministerialverwaltung ist die Inanspruchnahme wissen-
schaftlicher oder sonstiger Expertise hingegen akzeptiert, aber mit der impliziten
Anforderung, dass dies innerhalb eines etablierten Gremiengefüges stattzufinden
habe. Der häufig als »Pluralisierung«84 beschriebene Wandel von der kontinuierli-
chen, intern organisierten und wissenschaftlich geprägten Politikberatung hin zur
anlassbezogenen, externen und auf Praxis- beziehungsweise Anwendungswissen
basierenden Unterstützung läuft dieser Erwartung zuwider und schürt dadurch
das Misstrauen gegenüber externen Dienst- und Beratungsleistungen. Die schwie-
rige Datenlage hat bislang verhindert, dass anstelle von Mutmaßungen mehr Fak-
tenwissen über Umfang, Inhalte und Anlässe externer Politikberatung generiert
werden. Die vorliegende Analyse soll einen ersten Beitrag zur Behebung dieses
Defizits leisten.

Um die Geltungskraft unserer Ergebnisse einschätzen zu können, sind drei
Punkte zu bedenken. Erstens ist daran zu erinnern, dass Aussagen zu Umfang
und Inhalt interner Beratungsleistungen kaum möglich sind, so dass wir an dieser
Stelle Substitutionseffekte mit externen Dienst- und Beratungsleistungen nicht
erfassen können. Zweitens gelangen wir auch bei politiknahen Beratungsformen
nicht über den Stand der Forschung hinaus, dem zufolge sich Expertise selten
direkt und wenn ja dann eher langfristig auf politische Inhalte auswirkt.85 Drit-
tens muss die begrenzte Aussagekraft von Bundestagsanfragen beziehungsweise
-antworten nochmals betont werden. Das nicht kontrollierbare Frage- wie auch
Antwortverhalten reduziert die Verlässlichkeit dieser Datenquelle, die auch durch
unsere nachträgliche Bereinigung und Re-Interpretation nur reduziert, aber nicht
vollständig beseitigt werden kann. Gleichwohl können wir drei Ergebnisse zu
den Dimensionen, den Inhalten von Politikberatung sowie über die Anlässe der
Inanspruchnahme festhalten. Sie sind dem Gros der Forschung über Politikbera-
tung vorgelagert und daher für viele Facetten des Untersuchungsgegenstandes
anschlussfähig.

Das erste Ergebnis gilt dem Verhältnis der drei Typen externer Dienstleistun-
gen untereinander. Die Unterscheidung zwischen politiknahen und politikfernen

6.

 
84 Vgl. Heinze 2009, S. 11; Straßheim 2013, S. 68.

85 Vgl. Weingart, Lentsch 2008, S. 32.
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Dienstleistungen dient dem Ziel, dem inflationären Begriff der Politikberatung
eine analytisch begründete Alternative entgegenzusetzen. Diese Differenzierung
macht deutlich, dass politikferne Unterstützungsleistungen gegenüber der Policy-
Beratung einen größeren und zudem wachsenden Anteil einnehmen. Daraus er-
geben sich zweierlei Implikationen. Zum einen wird jener Kritik, die sich auf
Umfang und mutmaßliche Wirkungen externer Dienst- und Beratungsleistungen
fokussiert, zumindest teilweise die Grundlage entzogen. Selbst wenn die Notwen-
digkeit der Inanspruchnahme externer Dienst- und Beratungsleistungen nicht in
jedem Einzelfall gut begründet ist, erweist sich die pauschale Etikettierung al-
ler externen Dienstleistungen als ›Politikberatung‹ oder ›Beratung‹ als empirisch
kaum haltbar. Zum anderen schließt der politikferne Charakter von Unterstüt-
zungsleistungen weitgehend aus, dass damit interessierten Dritten ein privilegier-
ter Einfluss auf politische Inhalte gewährt wird. Ebenso entkräftet der geringe
Anteil politiknaher Beratungsleistungen den Verdacht, dass die Bundesministerien
bei der Gesetzes- und Programmformulierung in eine bedenkliche Abhängigkeit
nach außen geraten sind.

Zweitens ist die Bedeutung von Ressortspezifika hervorzuheben. Das ist we-
nig überraschend, da Politikfelder beziehungsweise ministerielle Zuständigkeiten
nicht nur unterschiedlich stark verwissenschaftlicht sind, sondern Regelungsbe-
darfe weder im Zeitverlauf noch vom Politikfeld-Bezug her gleichmäßig verteilt
auftreten. Sowohl der Umfang wie auch das Verhältnis der drei Typen untereinan-
der ist demnach Ausfluss des jeweiligen Ressortzuschnitts. Dies genauer zu unter-
suchen, ist anhand der in den Bundestagsdrucksachen aufgeführten Auftragstitel
zwar möglich, musste sich aber auf einzelne Fälle beschränken. Zudem ist die
Tendenz erkennbar, dass Ministerien mit wenig oder keinen Ressortforschungsein-
richtungen im eigenen Geschäftsbereich mehr externe Beratung nutzen. Sowohl
bei der Frage nach der Bedeutung, die wissenschaftlicher Expertise beigemessen
wird, wie auch bei den Anlässen für deren Inanspruchnahme geben Ressortspe-
zifika den Ausschlag. Vieles deutet darauf hin, dass die Größe von Bundesmi-
nisterien, die den Umfang des Policy-Portfolios wesentlich bestimmt, sowie die
Konflikthaftigkeit von Politikfeldern beziehungsweise Themenkonjunkturen eine
wesentliche Determinante für die Nutzung externer Dienst- und Beratungsleistun-
gen bildet.

Drittens schließlich liefern die PAE-Daten erste Hinweise dafür, welche Bedeu-
tung der Politikberatung in den Bundesministerien beigemessen wird und aus
welchen Anlässen ihre Inanspruchnahme erfolgt. Rund die Hälfte der Befragten
betrachtet wissenschaftliche und andere Expertise als bedeutsam, wobei die Ab-
sicherung eigener Vorhaben oder Entscheidungen im Vordergrund steht. Das
relativiert die verbreitete Annahme, es gäbe einen »geradezu reflexhaften Rück-
griff[s] auf Experten außerhalb der Fachministerien«, der »zu keinem nachhaltig
erkennbaren Rationalitätsgewinn der Politik«86 geführt habe. Worin genau der
Nutzen externer Expertise für die Ministerialverwaltung besteht, lässt sich aus
den PAE-Daten schwer ableiten. Allerdings ist die fiktive Messlatte eines politi-

 
86 ebd., S. 15.
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schen Rationalitätsgewinns unspezifisch und lässt unberücksichtigt, dass auch
eine Beratungsdividende möglich ist. Dass Beratungsleistungen positive Wirkun-
gen auf die Arbeit von Bundesministerien haben können, wird selten – wenn
überhaupt – in Erwägung gezogen. Ein empirischer Nachweis beratungsgetriebe-
ner Effizienzgewinne ist ohne Zweifel schwierig, kann aber auch nicht generell
ausgeschlossen werden. Schließlich ist zu bedenken, dass auch eine reine Begrün-
dungsverwendung im politischen Prozess erhebliches Eigengewicht besitzt.

Diese empirisch begründeten Befunde können einzelne Fragen beantworten,
werfen aber auch Anschlussfragen auf. Auf der Habenseite ist zu verbuchen, dass
sich einer medial und politisch getriebenen Pauschalkritik, von der keineswegs
klar ist, ob sie dauerhaft ist oder im Sande verläuft, eine empirisch begründete
Differenzierung entgegenhalten lässt, die ein realitätsgetreueres Bild von Politikbe-
ratung zeichnet. Für die größeren Fragestellungen, woher Ideen oder Lösungsvor-
schläge stammen, in welchem Maße sie sich im politischen Prozess durchsetzen
beziehungsweise dazu beitragen, Alternativen auszuschalten, können die hier ver-
wendeten Daten zwar einen Beitrag leisten, der aber um zusätzliche und sicher
aufwendigere Analyseschritte und -verfahren erweitert werden müsste.
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Zusammenfassung: Der Beitrag analysiert anhand bisher ungenutzter Daten die Dimensio-
nen, Inhalte und Motive externer Dienst- und Beratungsleistungen der Bundesministerien
seit der 15. Legislaturperiode. Hinterfragt wird damit jene Kritik, die Politikberatung
generell als überdimensioniert und lobbyismusanfällig einschätzt. Anstelle eines undifferen-
zierten Begriffs von Politikberatung lassen sich die aus Bundestagsanfragen gewonnenen
Daten in drei Kategorien unterteilen: die Policy-Beratung sowie die beiden politikfernen
Typen Organisationsberatung und Unterstützungsleistungen. Im Ergebnis wird deutlich,
dass der Anteil politiknaher Beratung im Zeitverlauf gegenüber politikfernen Beratung
abnimmt. Zweitens liegen die Gründe für die Inanspruchnahme externer Dienst- und Be-
ratungsleistungen weniger in der Ressourcenausstattung der Bundesministerien, sondern
mehr in der ressortspezifischen Sichtbarkeit von Themen, die zeitweise hohe öffentliche
Aufmerksamkeit erlangen.

Schlüsselwörter: Politikberatung, Ministerialverwaltung, Themen-Salienz, Ressortzuschnitt,
Policy-Portfolio

More Consultants than Civil Servants? An Empirical Analysis of External Advice
to Federal Ministerial Departments

Summary: Based on previously unused data, this article analyzes the dimensions, content,
and reasons for external services and consulting used by federal ministries since the 15th
legislative term. This research perspective challenges the criticism that political consulting
is oversized and inclined to lobbyist misuse. Instead of using the catch-all term policy
advice, the data derived from parliamentary questions and answers allow a division into
three categories: policy consulting and the two policy-remote types of organizational ad-
vice and support services. First, the results show that the share of policy-related advice
decreases over time compared to policy-remote services. Second, the reasons for using
external services and consulting are less caused by the resources available to federal min-
istries than by the department-specific salience of issues that attract public attention.

Keywords: policy advice, federal ministries, issue salience, departmental jurisdiction, policy
portfolio.
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